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Michael Hagner 
Wissenschaft und Demokratie oder:  
Wie demokratisch soll die Wissenschaft sein?

Wissenschaft zwischen Demokratie und kapitalistischer Ökonomie
Unter Demokratie versteht man gemeinhin, daß politische Handlungen der Zustimmung von Mehrheiten bedürfen, die über Abstimmungen erzielt wird, während Wissenschaft nach allgemeiner Übereinkunft der Produktion neuen Wissens dient. Auf den ersten Blick verbindet die beiden nicht viel miteinander. Im Forschungsprozeß selbst haben demokratische Prinzipien keinen Platz, und auch wenn über wissenschaftliche Theorien oder den Wert von Forschungsergebnissen unter Experten leidenschaftlich diskutiert wird, abgestimmt wird über sie nicht. Unübersichtlicher wird es bei der Frage, welche Forschung überhaupt zur Förderung ansteht. Hier spielen neben rein sachlichen Gesichtspunkten auch ethische, ökonomische und soziale Aspekte eine Rolle. Interessen, Präferenzen und Werte sind dabei nicht eindeutig von immanent wissenschaftlichen Kriterien zu trennen.

Trotz der einfachen Wahrheit, daß wissenschaftliche Erkenntnis selbst kein demokratischer Aushandlungsprozeß ist, heißt das nicht, daß Wissenschaft und Demokratie sich indifferent zueinander verhalten. Offensichtlich weist der Aufstieg beider seit dem 18. Jahrhundert Parallelen und Interdependenzen auf, was zu der weitverbreiteten Ansicht geführt hat, daß Wissenschaft und Bildung zu den Grundpfeilern demokratisch verfaßter Staaten gehören. Doch was diese für den Staat leisten sollen, ist Gegenstand unterschiedlicher Ansichten, die das gesamte Spektrum von praktischem Nutzen bis hin zu reiner Erkenntnis abdecken. In der historischen Entwicklung ist je nach politischer Wetterlage mal der eine, mal der andere Aspekt hervorgehoben worden, und bisweilen werden auch beide gegeneinander ausgespielt. Seit einiger Zeit ist das Pendel stark nach der Seite des Nutzens und der Verwertbarkeit ausgeschlagen. Wissen ist eine Ressource – so lautet bekanntlich das Credo der Wissensgesellschaft, das auf der Überzeugung basiert, Wissen sei die Grundlage für den Wohlstand einer Gesellschaft im globalen Wettbewerb. Staaten sind um so abhängiger vom Warencharakter des Wissens, je weniger sie über natürliche Ressourcen verfügen. Die Wissenschaften und die höheren Bildungseinrichtungen haben dieses Denken – vielleicht zu perplex, um abzuschätzen, was daraus folgt – ohne großen Widerstand übernommen. Formeln wie Ökonomisierung der Wissenschaft oder akademischer Kapitalismus werden inzwischen so selbstverständlich gebraucht, daß darüber eine andere Funktion der Wissenschaft für die Demokratie in den Kulissen zu verschwinden droht.

Die Wissenschaften haben ihre Bildungsheimat zwar an den Universitäten, aber sie spielen auch in der Schule seit langer Zeit eine dominierende Rolle. Kinder lernen nicht nur Mathematik und Sprachen, um besser rechnen und sich im Urlaub leichter verständigen zu können. Vielmehr geht es darum, daß am Beispiel der Wissenschaften ein kritisches Denken eingeübt wird, das nicht für Mystifizierungen und Simplifizierungen anfällig ist und zur Erziehung der Kinder zu verantwortungsvollen Staatsbürgern beiträgt. Zumindest in Europa herrscht noch weitgehend Einigkeit darüber, daß beispielsweise der Biologieunterricht die Schüler davor bewahren soll, die biologische Herkunft des Menschen aus der Weisheit eines göttlichen Plans abzuleiten. Analog dazu soll ihnen die Vermittlung physikalischen, historischen oder literarischen Wissens Kriterien dafür an die Hand geben, fliegende Teppiche von der Gravitation, Mythen von Fakten und eine per Twitter hingeworfene Befindlichkeitsartikulation von Poesie zu unterscheiden – und auch jene Ausnahmefälle zu erkennen, in denen sich das nicht mehr so genau unterscheiden läßt.

Wissenschaft mag also nicht unbedingt demokratisch strukturiert sein, aber sie ist für die Demokratie unverzichtbar, weil sie zum eigenständigen, kritischen Denken führt. Zwar geht es in der Wissenschaft noch um ganz andere Dinge, doch nimmt man den ökonomischen und den kritischen Aspekt zusammen, so könnte man sagen: Wissen ist Macht; Wissen ist aber auch Machtkontrolle, und Wissenschaft ist der Ort, an dem beide Aspekte eingeübt, praktiziert, vorgelebt und zueinander in Beziehung gesetzt werden. Ob und in welcher Weise das gelingt, ist entscheidend für das Verhältnis von Demokratie und Wissenschaft.

Die Demokratie ist von der Wissenschaft abhängig, aber gilt das auch in umgekehrter Richtung? Gewiß, ohne Zustimmung der Bevölkerung wäre kein demokratischer Staat auf Dauer in der Lage, Wissenschaft im breiten Rahmen zu fördern, aber damit ist noch nichts darüber gesagt, auf welchen Prämissen diese Zustimmung basiert. Trotz aller Bekenntnisse zum nicht quantifizierbaren Wert der höheren Bildung wirft die Tendenz zum Primat des Ökonomischen die Frage auf, welche Effekte das auf die Wissenschaft hat. Die Rentabilität des Wissens ist nicht in der Weise einklagbar, daß man am Ende eines Jahres schaut, wie hoch die Rendite des Wissens ausgefallen ist. Je unverfrorener jedoch behauptet wird, die Wissenschaften seien nur dann sinnvoll und förderungswürdig, wenn sie für die Gesellschaft einen unmittelbaren materiellen Nutzen haben und im globalen Wettbewerb zu einer günstigen Position verhelfen, desto mehr werden sie auch nach den Kriterien von Unternehmen und Beratungsfirmen eingestuft. Wie verhält sich diese Entwicklung zu der Übereinkunft, daß autonome, also nicht zentral gesteuerte Forschung integraler Bestandteil demokratischer Freiheit ist und Wissenschaft der Erkenntnis über die Beschaffenheit der Welt dient? Kommen sich ökonomische Erwartungshaltung und Kultivierung humaner Werte gar nicht erst ins Gehege, oder handelt es sich hier um einen Scheideweg, bei dem man sich wie Herakles für den einen oder den anderen Weg entscheiden muß? Was geschieht mit der Wissenschaft, wenn sie ökonomischen Zielen dient? Auch wenn man einräumt, daß ihre epistemischen Standards durch eine Anwendungs- und Nutzenorientierung keinen oder allenfalls einen beherrschbaren Schaden erleiden, bleibt das Problem, daß die Präferenz einer kommerziell verwertbaren Forschung dazu führt, andere Forschungszweige zu vernachlässigen, die womöglich von größerem gesellschaftlichen Nutzen wären, aber kommerziell nicht attraktiv sind.1

Diese Konstellation hat Robert Merton schon vor Jahrzehnten mit dem Hinweis kritisiert, die Kommerzialisierung der Forschung befördere in einer demokratischen Gesellschaft antiwissenschaftliche Einstellungen.2 Wenn diese These auch für die Beschreibung der gegenwärtigen Situation zutreffen sollte, folgt daraus, daß der für die fortschreitende Ökonomisierung der Wissenschaft zu entrichtende Preis ihre sichere Implementierung in der Demokratie ist. Das ist aber noch nicht alles. Wissenschaft kann, wie gesagt, unter dem Primat des Ökonomischen existieren, ohne selbstgesetzte Standards aufzugeben, sie kommt aber auch ohne Elemente des Demokratischen aus, sofern die Forschung im Interesse der entsprechenden Diktatur liegt. Das ist keine neue Einsicht, wenn man bedenkt, daß auch im nationalsozialistischen Deutschland und in der Sowjetunion exzellente Forschung betrieben wurde, und zwar auch über rein militärische Zwecke hinaus.

Heutzutage haben sich die Probleme verschoben. Westliche Wissenschaftler und Firmen profitieren davon, ihre Tier- und Menschenversuche oder gentechnologischen Experimente in Ländern mit geringen Einkommen und weniger oder gar nicht entwickelten demokratischen Strukturen ohne ethische Einwände und bürokratische Schwierigkeiten durchführen zu können. In ihren demokratischen Heimatländern wäre das nur mit erheblichem Aufwand zu bewerkstelligen.3 Aus einer solchen Perspektive stellt die Demokratie sogar ein Hindernis für die Forschung dar. Damit wird aber auch ein ungünstiges Licht auf das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie geworfen, denn so weit kann es mit der Einübung des kritischen Denkens dann doch nicht her sein, wenn es sich bei der Wissenschaft um ein opportunistisches Unterfangen handelt, das sich den jeweiligen politischen und ökonomischen Gegebenheiten anpaßt.

Wenn heute von Wissenschaft die Rede ist, bezieht sich das oftmals ganz selbstverständlich auf den sogenannten STM-Komplex (science, technology and medicine), der die Geisteswissenschaften ausklammert. Auch die Diskussionen um das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie beziehen sich fast ausnahmslos auf ihn. Dabei ist es keineswegs gleichgültig, ob das Ziel, Wissenschaft als einen Weg zum kritischen Denken anzusehen, eher durch natur- oder durch geisteswissenschaftliche Fähigkeiten oder am besten mit Hilfe einer Kombination der beiden zu erreichen ist. Intuitiv würde man vermutlich für letzteres votieren, aber gegenwärtig unterliegen die Geisteswissenschaften einem so spürbaren Werteverfall, daß man sich auch ohne Neigungen zum Alarmismus fragen muß, ob kritisches Denken nicht zunehmend unter die Räder markt- und wettbewerbsfähiger Verwertungskategorien gerät. Die eindringlichen Plädoyers von Martha Nussbaum und Stefan Collini zur Bedeutung der Geisteswissenschaften für eine demokratische Gesellschaft deuten darauf hin, daß die Probleme in den USA und in Großbritannien besonders gravierend sind,4 aber die Problemlage läßt sich allgemeiner formulieren: Die Geisteswissenschaften werden entweder als ein verzichtbarer Luxus betrachtet, weil sie keinerlei nützliche Erkenntnisse hervorbringen und sich nicht in das ökonomische Raster einfügen lassen;5 oder sie werden als Gefahr angesehen, weil sie eine skeptische Haltung pflegen, die der profitorientierten Zirkulation von Wissen als Ware im Wege steht.6 Wie verbreitet auch immer diese Auffassungen sein mögen: Offensichtlich hat die Ökonomisierung der Wissenschaften dazu beigetragen, daß die Maxime Wissen ist Machtkontrolle gegenüber der Maxime Wissen ist Macht ins Hintertreffen geraten ist.


Der Autoritätsverlust von Wissenschaft und Demokratie
Kommerzialisierung bzw. Ökonomisierung der Wissenschaft sowie die Unterdrückung der Geisteswissenschaften sind nur zwei der gegenwärtig relevanten Facetten des Verhältnisses von Wissenschaft und Demokratie. Daneben gibt es die neuen technologischen und therapeutischen Möglichkeiten der Biomedizin – man denke nur an die immer einfacher und kostengünstiger werdenden Gentests oder an die personalisierte Medizin –, die Gesetzgeber, Parlamente, Ethikkommissionen, Intellektuelle und Selbsthilfegruppen in einem noch vor einiger Zeit nicht für möglich gehaltenen Ausmaß beschäftigen und die Frage nach einer demokratischen Partizipation von (betroffenen) Bürgerinnen und Bürgern in ganz neuer Weise aufwerfen. Oder man betrachte die Effekte, die politisch reaktionäre Gruppierungen wie die Kreationisten und die Leugner des Klimawandels in demokratischen Staaten haben, und wie ihre Vertreter in einer mehr oder weniger geschickten Mischung aus Pochen auf demokratische Rechte und perfider Instrumentalisierung der richtigen Einsicht, daß wissenschaftliches Wissen stets vorläufig und absolute Gewißheit auf diesem Wege nicht zu haben ist, ideologisches Kapital schlagen.

Der Erfolg von Kreationisten und Klimaskeptikern, insbesondere in den USA, lenkt auch den Blick darauf, wie Wissenschaftler und wissenschaftliche Institutionen in der Öffentlichkeit auftreten. Die Intention, Wissenschaft in der Sphäre des Demos zu plazieren, ist seit dem 19. Jahrhundert von dem Wunsch getrieben worden, das Bildungsniveau der Bevölkerung den wissenschaftlich-technologischen Entwicklungen anzupassen. Immer wieder wurde die Sorge geäußert, daß eine zu große Kluft zwischen diesen rasanten Entwicklungen und deren allgemeinem Nachvollzug in der Gesellschaft ein Problem für die Demokratie darstelle, weil dadurch neue Machtcluster gebildet würden, die nicht mehr der gesellschaftlichen Kontrolle unterstehen und somit möglicherweise der Allgemeinheit nicht mehr zugute kommen. Es geht also um öffentliche Bildung. Da aber auch diese von Strategien und Repräsentationsformen abhängig ist, die in anderen Gebieten besonders erfolgreich bei der Eroberung der Öffentlichkeit waren, läßt sich seit einiger Zeit beobachten, daß die Wissenschaften und insbesondere ihre Prestige- und Großprojekte in der Öffentlichkeit strategisch so lanciert werden wie das neue Markenprodukt eines globalen Konzerns. Dabei verweisen die erheblichen Anstrengungen, die von Förderungsinstitutionen, Politik und Wissenschaftsmanagern eingefordert werden, um der Wissenschaft ein angemessenes Stück vom öffentlichen Aufmerksamkeitskuchen zu sichern, auf ein Problem, das diese mit der Demokratie teilt. Es besteht darin, daß beide in den letzten Jahrzehnten erheblich an Autorität, Ansehen und Appeal verloren haben.

In seiner Analyse der (post)demokratischen Situation hält Colin Crouch fest, daß Politiker Ansehen und Respekt, die man ihnen einst entgegenbrachte, weitgehend eingebüßt haben. Um diesen Verlust zu kompensieren, versuchen sie die Stimmung der Öffentlichkeit zu ermitteln und herauszufinden, was die »Kundschaft« von ihnen fordert. Dazu bedienen sie sich der Methoden aus denjenigen gesellschaftlichen Bereichen, deren Ansehen, Selbstvertrauen und Selbstsicherheit nicht gelitten haben: Marketing und Unterhaltungsindustrie. In diesen Bereichen geht es aber keineswegs darum, Argumente zu entwickeln und durchzusetzen, sondern darum, Produkte zu verkaufen. Eine Erosion des Demokratischen sieht Crouch darin, daß die Bürger zumindest teilweise in die Rolle passiver, manipulierter, vielleicht auch gut unterhaltener Konsumenten abgedrängt werden und daß dadurch die ohnehin schon ausgeprägte Politikverdrossenheit noch weiter verstärkt wird.7

Ich möchte nicht behaupten, das Ansehen der Wissenschaftler habe in gleicher Weise gelitten wie dasjenige der Politiker, aber es spricht viel dafür, daß der Respekt, der ihnen immer noch entgegengebracht wird, davon abhängt, in welchem Maße sie sich dazu gezwungen sehen, ihre Themen mit den Instrumenten des Branding und der Marketingkampagnen zu lancieren. Man kann es auch mit folgenden Worten formulieren: »Die Wissenschaft ist jetzt ein Akteur unter anderen auf dem Markt des Wissens, und sie verhält sich entsprechend, mit den unvermeidlichen Glaubwürdigkeitsverlusten, die Eigenwerbung mit sich bringt.«8 Noch komplizierter wird die Situation, wenn eine Wissenschaft unter dem Druck steht, politisch verwertbare Resultate zu liefern, die Forscher wegen der Komplexität des Gegenstandes allerdings nicht zu eindeutigen Resultaten kommen. Das läßt sich am Beispiel der Klimaforschung nachvollziehen. Vorausgeschickt sei, daß man mit den politischen Interventionen der Klimaforscher völlig einverstanden sein kann (wie ich es zum Beispiel bin) und gleichzeitig konstatieren muß, daß sie mit ihren Bemühungen, die Klimapolitik zu steuern, auf erheblichen Widerstand gestoßen und zumindest vorerst gescheitert sind.9 Die Gründe dafür sind zu vielfältig, um sie hier näher betrachten zu können,10 aber auf einen Punkt möchte ich doch aufmerksam machen: Die Klimaforscher sind mit Strategien in die große politische Arena getreten, die sich zum Teil der Methoden des Marketing und der Inszenierung bedienten. Für die Leugner des Klimawandels war das ein Ansatzpunkt, um einige, im Grunde nicht gravierende Ungereimtheiten und Fehler – ebenfalls mit den Mitteln der Inszenierung und des Marketing – so aufzublasen, daß die Klimaforscher sich prompt genötigt sahen, ihre Autorität und ihr Ansehen zu verteidigen.

Man kann mit Recht einwenden, daß die Klimaforscher kaum über andere als die erwähnten Möglichkeiten verfügen, um sich global Gehör zu verschaffen. Doch ändert das nichts daran, daß Wissenschaftler sich keinen Gefallen tun, wenn sie ihren Wertehimmel mit zu vielen Elementen des Produktmarketing bestücken und ihre in vielen Fällen abstrakten und unverständlichen Forschungen mittels Branding sowie Instrumenten aus der Unterhaltungsindustrie in die Öffentlichkeit tragen. Das mag zu kurzfristigen Erfolgen führen, doch längerfristig dürfte es einerseits kaum ausbleiben, daß die herkömmlichen und bewährten epistemischen Tugenden wegen des Drucks und der damit verbundenen Abkürzungen auf dem Parcours der wissenschaftlichen Sorgfalt Schaden nehmen. Andererseits werden Wissenschaftler und ihre Tätigkeit schleichend nach den Kriterien beurteilt, die auch für Politik, Wirtschaft oder Celebrity Culture gelten.

Wissenschaft ist ebensowenig wie Demokratie unabhängig von den Werten und Kategorien, Sprachspielen und Repräsentationen, die sie sich zu eigen macht. Dazu vergegenwärtige man sich nur die Verschiebung bei der Definition von Begriffen wie Wissen, Glück oder Freiheit. Bei allen dreien gibt es eine Tendenz, anspruchsvolle Entwürfe durch eine dürre Prosa zu ersetzen, die sich auf die Ermittlung meß- bzw. quantifizierbarer Zustände beschränkt. Wissen ist demnach ein verwertbarer content oder eine nützliche Information, die schnell abrufbar sein muß, nicht mehr ein allmählich sich entwickelndes Gewebe von Kenntnissen und Einsichten, die eine gewisse Orientierung erlauben; Glück ist eine kurzfristige Ausschüttung bestimmter Hormone oder auch ein neuronales Impulsgeknatter und nicht mehr das vielleicht lohnenswerteste Ziel, auf das man hinarbeitet; Freiheit als Willensfreiheit ist eine neuronale Illusion und nicht mehr ein Begriff, der Begründungen oder Argumenten überhaupt erst ihre Bedeutung verleiht. Es geht gar nicht darum, eine einheitliche Doktrin zu etablieren, die ein für allemal festlegt, was unter Wissen, Glück oder Freiheit zu verstehen sei. Gegen überhöhte Erwartungen und Ansprüche kann die dürre Prosa beizeiten sogar ein nützliches Antidot sein. Doch wenn Ideale auf Akutzustände und Dosisveränderungen sowie Waren-, Geld- und Aufmerksamkeitsflüsse reduziert werden, dann haben Wissenschaft und Demokratie gleichermaßen ein Problem.

Die Aufzählung besorgniserregender Symptome hat nicht den Zweck, einen früheren Zustand heraufzubeschwören, in dem alles besser war. Den gab es nämlich nicht. Die Demokratie hat ihre Sternstunden gehabt, sich aber auch immer wieder gegen innere und äußere Anfechtungen durchsetzen müssen. Für die Wissenschaften ist der Krisenzustand nicht ganz so notorisch, aber zweifellos hat es in der Moderne immer wieder bedrohliche Anfechtungen gegeben. Deswegen ist es in analytischer Hinsicht wenig hilfreich, global von einer Krise der Wissenschaften oder einer krisenhaften Beziehung zwischen ihr und der Demokratie zu sprechen. Wer nach einer Krise sucht, wird immer fündig. Es ist viel ergiebiger, die unterschiedlichen Problemlagen im Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie genauer zu untersuchen und sich dabei an den oben skizzierten Stichworten – Kommerzialisierung und Öffentlichkeit, Unterdrückung der Geisteswissenschaften und Vertrauen auf technokratisches Management, Biomedizin und Klimawandel sowie politische Diktaturen und Fundamentalismus – zu orientieren.

Worin könnten die demokratischen Potentiale der Wissenschaft unter den gegenwärtigen Bedingungen bestehen? Was kann sie zur Sicherung der Demokratie beitragen, wo bestehen Reibungsflächen? Was könnte die Wissenschaft umgekehrt von der Demokratie lernen, und worin bestehen deren Verpflichtungen für den Erhalt der Wissenschaft? All diese Fragen sind heute mindestens ebenso relevant wie in den mittleren Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts, als die Beziehung von Wissenschaft und Demokratie Dreh- und Angelpunkt soziologischer, politischer und wissenschaftsphilosophischer Diskussionen war. Gleiche Relevanz bedeutet jedoch nicht, daß auch die Problemlagen dieselben sind. Mit den globalen Umwälzungen in Ökonomie und Medientechnologie sowie dem Aufstieg einer nichtdemokratischen Supermacht wie China ergeben sich andere Konstellationen als vor der historischen Zäsur von 1989.

Eine umfassende historische Übersicht der Beziehung von Demokratie und Wissenschaft wäre wünschenswert,11 liegt aber jenseits der Möglichkeiten dieses Essays. Die Spuren werden ebensowenig ins antike Athen wie ins London des 17. Jahrhunderts zurückverfolgt, als Robert Boyle und Thomas Hobbes sich darum stritten, ob nun das Politische oder die Wissenschaft den Vorrang habe.12 Die Hoffnung Condorcets und anderer Aufklärer, daß die Wissenschaften eine freiheitliche Gesellschaftsordnung befördern mögen, wird ebenso übersprungen wie der berüchtigte Satz »La république n’a pas besoin de savants«,13 mit dem kurz nach der Französischen Revolution Antoine Lavoisier aufs Schafott geschickt wurde. Und auch die 1848er Revolutionszeit in Europa, als die Popularisierung des wissenschaftlichen Wissens zum Bestandteil des Demokratisierungsprozesses wurde, bleibt unberücksichtigt.14 Mein pointillistischer Überblick setzt mit dem sogenannten Zeitalter der Extreme im 20. Jahrhundert ein, weil erst zu jener Zeit, im Angesicht erbitterter Auseinandersetzungen der politischen Blöcke, Verflechtungen zwischen Wissenschaft und Demokratie behauptet, kontrovers diskutiert, instrumentalisiert und auch theoretisiert wurden. Für die Demokratietheorie war diese historische Konstellation vielleicht nur eine Fußnote, für die Entwicklung der Wissenschaftsforschung war sie konstitutiv. Darauf werde ich im nächsten Abschnitt genauer eingehen.

Nimmt man das Jahr 1933 als Fluchtpunkt, so lassen sich seitdem drei ineinander übergehende Phasen identifizieren, in denen Wissenschaft und Demokratie auf denkbar unterschiedliche Weise verhandelt worden sind.15 Die erste war von den Auseinandersetzungen der westlichen Demokratien mit den totalitären Systemen des Nationalsozialismus und des Kommunismus bestimmt und orientierte sich an der These, Wissenschaft könne sich nur in einer demokratischen Gesellschaft zu voller Blüte entfalten, was umgekehrt der Demokratie entscheidend zugute komme. Die zweite Phase begann in den späten fünfziger Jahren und artikulierte ein tiefes Mißtrauen: Wissenschaft und Technologie sind wegen ihrer engen Verbindungen zum militärisch-industriellen Komplex als Gefahr für die Demokratie anzusehen. Diese Kritik wendete sich insbesondere gegen die unberechenbare Legierung von Wissen und Macht und fand ihren Höhepunkt in der sogenannten Technokratiedebatte. Die dritte Phase schließlich setzte in den siebziger Jahren ein und stellte die universelle epistemische Autorität der Wissenschaft in Frage, weil diese nicht unabhängig sei von politischen Interessen, moralischen Werten und kulturellen Kategorien. In einer demokratisch-pluralistischen Gesellschaft sollte Wissenschaft demnach nur noch eine Möglichkeit unter mehreren sein, orientierendes und auch praxisrelevantes Wissen zur Verfügung zu stellen. Dieser Forderung nach Pluralismus ist seitdem keine grundsätzlich neue Perspektive hinzugefügt worden, auch wenn sich die Bedingungen und Argumente für einen solchen Pluralismus in den letzten 30 Jahren erheblich verändert haben. Schauen wir uns also diese drei Phasen mit ihren Verästelungen bis in die Gegenwart genauer an, um den Rahmen für das vorliegende Buch abzustecken. Anstatt die acht Beiträge des Bandes dann nacheinander vorzustellen, werde ich sie im Zusammenhang der für diese Phasen charakteristischen Problemlagen behandeln.


Gefährdete Wissenschaft und Rettung der Demokratie
In den Diskussionen der dreißiger Jahre über die beiden Systemalternativen Sozialismus und Kapitalismus wurde auch die Frage gestreift, in welcher Gesellschaftsform die Wissenschaften über die bestmöglichen Bedingungen verfügen. So argumentierte der mit dem Marxismus sympathisierende Medizinhistoriker Henry Sigerist – nachdem er aus Deutschland in die USA emigriert war –, der Kapitalismus habe sich zwar seit dem 17. Jahrhundert der Wissenschaft zum beiderseitigen Vorteil bedient, doch die kapitalistische Produktionsweise funktioniere nicht nach wissenschaftlichen Maßstäben und sei für das soziale Leben schädlich, weil sie periodisch Depressionen und Wirtschaftskrisen verursache. Henry Sigerists Kritik am Kapitalismus war kein Einzelfall. Die zu großem sozialen Elend führenden Instabilitäten, die in jenen Jahren in den Vereinigten Staaten besonders spürbar waren, beförderten die Skepsis gegenüber den ökonomischen Idealen der westlichen Demokratien, aber nur einige Kommentatoren wie Sigerist oder James G. Crowther führten die Sowjetunion als Vorbild für einen wissenschaftlich regierten Staat an. Fasziniert von dem scheinbar großen Einfluß, über den die Moskauer Akademie der Wissenschaften als vermeintlich wichtigstes Beratungsgremium der Regierung verfügte, waren sie davon überzeugt, daß eine Verwissenschaftlichung der Politik und der Gesellschaft das Ziel darstellte.16

Diese Vision sowie die Beförderung der Wissenschaftler zur gesellschaftlichen Elite hatte auch für diejenigen Anziehungskraft, die sich nicht stricto sensu als Sozialisten verstanden. Dazu gehörte beispielsweise eine Gruppe von namhaften Evolutionsbiologen in England, die sich als erbitterte Gegner von Eugenik und Rassenlehre verstanden. Wie Marianne Sommer in ihrem Aufsatz zeigt, vertraten die um Julian Huxley gruppierten Wissenschaftler in ihrem Kampf für politische, ökonomische und soziale Gleichberechtigung einen wissenschaftlichen Humanismus, der auf biologischen Prinzipien aufbaute und ein Gleichgewicht zwischen Egoismus und sozialen Instinkten, zentraler Steuerung und lokalen Interessen sowie Laien und Experten vorsah. Ein derart ambitioniertes Ziel konnte nach Ansicht der Biologen jedoch nur erreicht werden, wenn die Demokratie der Wissenschaft Unabhängigkeit garantierte und sie als meinungsbildende Elite akzeptierte. So gesehen bedeutete das Bündnis von Demokratie und Wissenschaft nicht nur (Begründung der) Freiheit, sondern auch weitreichende Privilegien, die die Wissenschaft zu einer eigenständigen Macht im Staat kürten.

Von einer solchen Eigenständigkeit konnte in den totalitären Staaten keine Rede sein. Daß die Wissenschaften in der Sowjetunion weder unabhängig waren noch uneingeschränkte Privilegien genossen, daß beispielsweise die Relativitätstheorie und die Quantenmechanik als mit dem Marxismus unvereinbare bürgerliche Ideologien verpönt waren, hatte sich – wie eben angedeutet – nicht überall herumgesprochen, aber dennoch waren es diese Einschränkungen und noch viel mehr die Verwüstung der Wissenschaften im nationalsozialistischen Deutschland, die dazu führten, daß Soziologen und Wissenschaftsphilosophen sich an die Ausarbeitung epistemischer Parameter und sozialer Normen machten, um das Ethos einer autonomen Wissenschaft zu begründen. Ludwik Flecks Theorie der Entstehung wissenschaftlicher Erkenntnis gehört ebenso in diesen Zusammenhang wie Karl Poppers Parameter von der Falsifikation wissenschaftlicher Hypothesen, Robert Mertons Postulierung institutioneller Imperative und Michael Polanyis Kategorie des tacit knowledge.17 Diese einflußreichen Theoretiker waren sich darin einig, daß Wissenschaft nur als autonome Institution der demokratischen Sache dienen könne, divergierten allerdings in der Frage, ob die Wissenschaft selbst demokratisch verfaßt sein solle. Ein genauerer Vergleich zwischen Fleck und Merton zeigt, daß beide den demokratischen Charakter der Wissenschaft ganz unterschiedlich begründeten und auch im Hinblick auf die Autonomie einer wissenschaftlichen Elite zu weit auseinanderliegenden Schlußfolgerungen gelangten.

Bereits 1929 heißt es bei Fleck emphatisch: »Naturwissenschaft ist die Kunst, eine demokratische Wirklichkeit zu formen und sich nach ihr zu richten – also von ihr umgeformt zu werden.«18 Diese durch Denkkollektive konstruierte Wirklichkeit hat es nicht mit umfassenden Erklärungen, feststehenden Weltanschauungen und naturphilosophischen Grundlegungen zu tun, sondern formiert sich aus variablen Erkenntnisschritten, die jederzeit überprüfbar und im Prinzip jedem zugänglich sind. Flecks Vorstellung von einer demokratischen Wissenschaft verabschiedet also das Ziel einer autoritativen Welterklärung und nimmt das alltägliche Geschäft der Wissenschaften in den Blick. Diese Hinwendung zur Praxis hat gleichermaßen epistemologische und politische Gründe, denn erst unter dem Eindruck des Nationalsozialismus konkretisiert Fleck seine antidogmatische Wissenssoziologie mit der Feststellung, daß jeder »Erkenntnisakt aus allgemeinen Berechtigungen, die allen zustehen, und allgemein angenommenen Formen« herleitbar sein muß.19 Darin gibt es keinen Platz für eine »totalitäre Elite« wie etwa im religiösen Denken, die dem Kollektiv Wahrheiten vorschreibt.

Im Prinzip kennen die Naturwissenschaften keine festgelegte Ordnung zwischen wissensspendender Elite und wissensempfangender Masse, weil jeder Wissenschaftler nur in einem kleinen Teilbereich Experte und in den meisten anderen Laie ist. Diese schlichte Gegebenheit durchkreuzt nach Fleck jeden allgemeinen Weltanschauungsanspruch und bedingt zugleich den Erkenntnisfortschritt. Anders gesagt: Wenn Forscher sich ausschließlich in dem schmalen Bereich auskennen, den sie bearbeiten, so verstärkt das ihre Anfälligkeit für Dogmatismus und mindert die Wahrscheinlichkeit signifikanter Erkenntnisfortschritte. Diese sind nur durch die Verknüpfung von Elementen verschiedener Denkstile zu erreichen. Ein weiterer Gesichtspunkt liegt darin, daß jede neue Forschungsaktivität zu Überraschungen führen und die vorherrschenden Überzeugungen modifizieren kann. Forschung ist somit immer nur vorläufig, und diese Offenheit des Erkenntnisvorgangs ist für Fleck das Resultat einer »demokratischen Verfassung des wissenschaftlichen Denkkollektivs«.20

Man mag einwenden, daß Fleck hier ein zu idealistisches Bild der wissenschaftlichen Praxis gezeichnet hat: So offen und egalitär hat das soziale System Wissenschaft nie funktioniert. Und auch im Hinblick auf seine eigenen Prämissen stellt sich die Frage, wieso Fleck an anderen Stellen seines Werkes eine so scharfe Unterscheidung zwischen »esoterischer« und »exoterischer« Seite eines Denkkollektivs macht und was es mit dem »Denkzwang« auf sich hat, durch den ein Denkkollektiv charakterisiert ist, wenn der Erkenntnisvorgang doch angeblich so offen ist.21 Solche Spannungen sind damit zu erklären, daß Fleck sich angesichts der Pervertierung der Wissenschaften sowie der befremdlichen Rezeption seines Buches Die Entstehung und Entwicklung einer wissenschaftlichen Tatsache im nationalsozialistischen Deutschland veranlaßt sah,22 seine soziale Epistemologie anders zu akzentuieren und die Naturwissenschaft als Möglichkeitsraum zu konstruieren, in dem auch die Demokratie Halt finden kann.

Im Gegensatz zu den verschiedenen Versionen einer Verwissenschaftlichung der Politik und der Gesellschaft, wie sie vor allem marxistische Theoretiker forderten, versteht Fleck die vermeintlich konstitutive Schwäche der Wissenschaft – daß ihr Wissen stets vorläufig ist und nie die ganze Wahrheit umfaßt – als Stärke, die er dann auch auf die Mühlen der Demokratie umleiten will. Das impliziert, daß er erstens wissenschaftliches Denken kategorial von fundamentalistischer Weltanschauung trennt, was ihn mit fast allen Wissenschaftsforschern eint, daß er jedoch zweitens den demokratischen Charakter der Wissenschaft mitten in der Erkenntnisarbeit selbst ansiedelt und in einer beidseitigen Permeabilität von Experten und Laien sieht. Als eine Art wissenschaftlicher Demokrat ist Fleck gegenüber der allzu starken Aufwertung einer Elite – mag diese in ihrem jeweiligen Gebiet noch so kompetent sein – skeptisch. Damit nimmt er eine Sonderposition in der damaligen Wissenschaftsforschung ein, wie sich im Vergleich mit der Theorie Robert Mertons zeigt.

Auch Merton nahm die politischen Entwicklungen in Deutschland seit 1933 zum Anlaß, um Unterschiede zwischen den Wissenschaften in einem demokratischen und in einem totalitären Staat herauszuarbeiten. Er wußte, daß auch die Nationalsozialisten aus militärischen und ökonomischen Gründen nicht auf die Förderung der Grundlagenforschung und der Technologie verzichten konnten, und vertrat dementsprechend nicht die Ansicht, Wissenschaft in einem totalitären Staat sei ein Ding der Unmöglichkeit. Wohl aber hatte sie unter erheblichen Einschränkungen zu leiden. In Nazi-Deutschland wurden die Wissenschaften geschwächt, weil es aufgrund der Rassenideologie unmöglich geworden war, mit »Nichtariern« zusammenzuarbeiten. Darüber hinaus verlangten totalitäre Systeme – und hier hatte Merton auch die Sowjetunion im Blick – absolute Loyalität, was eine Zentralisierung der institutionellen Kontrolle zur Folge hatte, die wiederum zu einem unauflöslichen Konflikt mit dem Ethos der Wissenschaft führte.23

Eine genauere Ausarbeitung dieses Ethos nahm Merton 1942 in seinem Essay »A Note on Science and Democracy« vor,24 in dem er seine berühmten institutionellen Imperative – Universalismus, Unparteilichkeit, Kommunismus und organisierter Skeptizismus – vorstellte, die zutreffend als »United Nations charter for freedom in science« charakterisiert worden sind.25 Merton war nicht an der Behauptung gelegen, diese Imperative seien für Wissenschaft und Demokratie gleichermaßen gültig. Tatsächlich postuliert er dies nur für den Universalismus, also den Grundsatz, dem zufolge Wahrheitsansprüche und Leistungskriterien unabhängig von Nationalität, Klasse, Religion und individuellem Charakter zu bewerten sind.26 Der entscheidende Punkt liegt für Merton darin, Bedingungen zu identifizieren und normativ aufzuladen, die der Wissenschaft die Freiheit geben, Forschung allein um der Erkenntnis willen und nicht zu ökonomischen, politischen oder religiösen Zwecken durchzuführen. Die genannten Imperative machen das möglich. Damit freie und kreative Forschung gedeihen kann, benötigt sie nur noch eine demokratische Staatsform, die darauf verzichtet, Wissenschaft zentral zu regulieren.

Merton hat das Ideal der reinen Wissenschaft, die Erkenntnis um ihrer selbst willen betreibt, nicht erfunden, aber unter den Bedingungen der Nachkriegszeit, die geprägt war durch Erfahrungen wie Auschwitz und die verheerende Anwendung von Eugenik, durch Hiroshima und die Spannungen während des Kalten Krieges, wurde dieses Ideal zum Aushängeschild für das enge Bündnis von Wissenschaft und Demokratie, was beiden zugute kommen sollte: der Demokratie, indem sie einen weiteren Beweis für ihre prinzipielle Überlegenheit im Kampf der Weltanschauungen erbrachte, und den Wissenschaften, indem sie Kultur und Gesellschaft mit immer neuen Erkenntnissen bereicherten. Daraus ergaben sich für den Staat konkrete Verpflichtungen. So forderte Michael Polanyi 1953 auf einem im Kalten Krieg berühmt gewordenen Kongreß über »Wissenschaft und Freiheit«,

»daß der Staat, indem er Einrichtungen zur Pflege der Wissenschaft gründet, die Existenz einer Sphäre unabhängiger Ideen und unabhängiger Menschen anerkennt und damit auch zugibt, daß die Erfordernisse dieser Sphäre den gleichen Rang wie die vom Staat beschützten politischen und materiellen Interessen der Gesellschaft beanspruchen können«.27


Lassen wir den nicht zu unterschätzenden Aspekt beiseite, daß hier auch der Geniegedanke des 19. Jahrhunderts für die Wertschätzung des in Einsamkeit und Freiheit forschenden Professors in Anspruch genommen wird, so bedeutet Autonomie für Polanyi wie für Merton, daß die Wissenschaftler eine unabhängige Elite bilden, die ihre Tätigkeit »zwar in der Gesellschaft betreiben, aber ihr nicht zugehörend« sind.28 Sobald sie zu sehr mit der Gesellschaft in Berührung kommen – sei es mit Politikern, Journalisten oder interessierten Bürgern –, droht Gefahr, weil mit der Aufwertung der Laien andere als rein wissenschaftliche Werte und Verhaltensregeln ins Spiel kommen, die zum »Mißbrauch von Fachautorität und [der] Schaffung von Pseudowissenschaften« führen.29 Das Feld der Wissenschaft kann demnach nur moralisch und epistemisch integer sein, wenn die sozialen Imperative eingehalten werden. Jede Kontamination von außen, auch politische oder ökonomische Zwecke, stellt diese Integrität ebenso in Frage wie die Verwischung der Grenze zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft. Neben der Forderung nach staatlichem Schutz der Wissenschaft waren Aufbau und Verteidigung dieser Grenze das zweite große Thema während des Kalten Krieges. In diesem Zusammenhang machte der Begriff der Pseudowissenschaft, der überhaupt erst seit dem 19. Jahrhundert in Umlauf war, eine gewaltige Karriere und diente als politischer Kampfbegriff, um verpönte Doktrinen von der Astrologie bis zur Eugenik auszugrenzen.30

Während Wissenschaftstheoretiker von Karl Popper bis Thomas Kuhn eine ihrer Hauptaufgaben darin sahen, Abgrenzungskriterien zwischen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft zu etablieren, wiesen Naturwissenschaftler und Publizisten unermüdlich darauf hin, daß die Demokratie gefährdet werde, wenn als Wissenschaft daherkommende Doktrinen die etablierten Prinzipien der Wahrheitsfindung mit Füßen treten. Das Problem entsteht dabei nicht so sehr für die Wissenschaftler, die sich solcher Untugenden zu erwehren wissen, sondern für die zumeist ungebildete Öffentlichkeit, die sich dadurch verführen lässt. Ein Beispiel hierfür waren die kosmologischen und historischen Theorien von Immanuel Velikovsky, die heftige Reaktionen unter Wissenschaftlern auslösten. Wie aus Michael Gordins Beitrag hervorgeht, war die Velikovsky-Debatte typisch für den Umgang mit Pseudowissenschaften im Kalten Krieg. In keinem anderen thematischen Zusammenhang wurde der Wert der Wissenschaft für den Erhalt der Demokratie so stark betont, und zwar mit dem Argument, daß Wissenschaft zum kritischen Denken und zur allgemeinen Bildung der Öffentlichkeit beitrage und damit das Abgleiten der Gesellschaft in Totalitarismus verhindere. Die ungestörte Formierung und Weiterentwicklung des kritischen Denkens konnte aber nur im elitären Elfenbeinturm der Wissenschaft erfolgen, um dann in paternalistischer Weise an die Gesellschaft weitergegeben zu werden.

Die Idee einer sozialen und epistemischen Abgrenzung der Naturwissenschaften von allen anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens bestimmte deren habituelles Selbstverständnis durch die gesamte Nachkriegszeit hindurch. Elemente davon haben sich bis auf den heutigen Tag erhalten, denn auch wenn die Realitäten inzwischen andere sind, die Selbststeuerung der Wissenschaft angesichts gesellschaftlicher Bedürfnisse stark relativiert worden ist und Wissenschaftler angehalten werden, sich gegenüber der Öffentlichkeit zu rechtfertigen, so hat die hierarchische Wissensordnung der Nachkriegszeit doch einen bemerkenswerten Effekt gehabt: Egal, ob es sich um Velikovskys Katastrophenlehre, Kreationismus oder Skepsis gegenüber der Gentechnologie handelt, Wissenschaftler reagieren mit großer Ratlosigkeit darauf, daß die Gesellschaft ihrer raison d’être trotz großer Vermittlungsanstrengungen nur bedingt folgt.


Wissenschaft als Bedrohung für die Demokratie
»Die Politik selbst kann zur Geisel einer wissenschaftlich-technischen Elite werden«31 – mit diesem in den USA häufig zitierten Satz verabschiedete sich Dwight D. Eisenhower am 1. Februar 1961 nach acht Jahren aus dem Präsidentenamt. Eisenhower war weder ein Maschinenstürmer, noch hegte er antiwissenschaftliche Vorurteile. Er machte sich auch keine Illusionen hinsichtlich des noch lange anhaltenden Konfliktes mit der Sowjetunion und war sich darüber im klaren, daß die militärisch-industrielle Vormachtstellung der USA in der Welt weitgehend auf wissenschaftlich-technologischer Überlegenheit basierte. An einer großzügigen Förderung der Wissenschaften wollte er auch gar nicht rütteln, und doch sah er hier eine Macht entstehen, die sich der demokratischen Kontrolle entzog. Die Warnung enthielt zwei Elemente, die die Bestimmung der Wissenschaft im Sinne Mertons unterminierten. Erstens war Wissenschaft längst nicht so autonom, wie es postuliert wurde, sondern eng mit dem militärisch-industriellen Komplex verwoben. Das hätte spätestens mit der Atombombe und dem Beginn des atomaren Wettrüstens jedem klar sein können, und dennoch blieb das Ideal einer autonomen, zweckfreien Grundlagenforschung in der Rivalität zwischen Ost und West vorerst ein unverzichtbarer Faktor. Zweitens entpuppte sich die Wissenschaft als unberechenbares Hybrid aus Dr. Jekyll und Mr. Hyde, denn einerseits war sie für das Überleben der Demokratie unverzichtbar, andererseits wuchs sich aber dieselbe Wissenschaft zu einer Gefahr für sie aus.

Eisenhowers Mahnung mag für die Öffentlichkeit eine Überraschung gewesen sein, weil sie aus dem Zentrum der amerikanischen Macht kam, doch natürlich waren ähnliche Sorgen schon früher formuliert worden. Bereits vor dem Krieg hatte der Biologe Edwin G. Conklin beklagt, daß die Gesellschaft nicht mehr mit Wissenschaft und Technik Schritt halte, was unweigerlich Probleme für die Demokratie schaffe, weil dadurch neue Machtcluster entstünden.32 Nach dem Krieg verschärfte sich die Situation durch neue Machtinstrumente wie die Atombombe oder den Computer. Ludwik Fleck notierte in einem zu Lebzeiten unveröffentlicht gebliebenen Text, daß die kulturelle Mission der Wissenschaft großen Schaden nehme, weil sie »zur Gehilfin von Politik und Industrie« geworden sei.33 Und auch der Kybernetiker Norbert Wiener schrieb voller Sorge über eine kaum verstandene und unkontrollierte Technowissenschaft, die sich um Atom und Automation drehte. Allerdings setzte er seine Hoffnung in den Typus des humanistisch gebildeten Ingenieurs, der sich an der Lösung der anstehenden technologischen, politischen und sozialen Probleme beteiligt.34

Einmal mehr war es der Glaube an eine wissenschaftliche Elite, die die bedrohte Beziehung zwischen Demokratie und Wissenschaft retten sollte, doch dieser Glaube kam in den Diskussionen der sechziger Jahre weitgehend abhanden. Statt dessen mehrten sich die Stimmen, die der Ansicht waren, Politik und Demokratie gegen den wissenschaftlich-militärisch-industriellen Komplex verteidigen zu müssen, und das mit Hinweis auf die Struktur der Wissenschaft selbst. So hielt der Politikwissenschaftler Don Price nüchtern fest, Wissenschaft und Demokratie verfolgten nicht dieselben Interessen, weil wissenschaftliche Erkenntnis nicht auf demokratischem Wege erreicht werde und es sich überdies gezeigt habe, daß Wissenschaft auch in totalitären Systemen erfolgreich sei.35 Nach Price tun »wir mehr für die Verteidigung der Freiheit unseres konstitutionellen Systems, wenn wir einsehen, daß Wissenschaft und Politik sich fundamental voneinander unterscheiden, und das muß auch so bleiben«.36 Wissenschaft hat mit Erkenntnis und Wahrheit zu tun, Politik mit Machtverhältnissen und Handlungsoptionen, und deswegen ist die Demokratie in dem Moment gefährdet, da Politik ihre Handlungsmaximen an wissenschaftlichen Parametern und damit am Wahrheitskriterium ausrichtet. Price wollte dieses Dilemma durch eine erweiterte Gewaltenteilung auflösen, das heißt, Politik und Wissenschaft sollten unabhängig voneinander agieren.

Die Angst, der Staat könnte zum wissensbasierten Leviathan mutieren, bestimmte auch die Technokratiedebatte, die in den sechziger Jahren in Westdeutschland aufkam.37 Das Verhältnis von Wissenschaft und Demokratie war bis dahin kein deutsches Thema gewesen – aus Tradition nicht, und außerdem war man nach dem zivilisatorischen Bruch des Holocaust erst einmal damit beschäftigt, beide wiederaufzubauen. Um so größer war die Resonanz auf die Prognose des Soziologen Helmut Schelsky, die Demokratie werde sich angesichts des von Sachgesetzlichkeiten bestimmten technischen Staates in eine Technokratie verwandeln. Damit reagierte er auf den mit etwas Verspätung auch nach Deutschland gedrungenen universalistischen Anspruch der Kybernetik, automatisierte Kontroll- und Steuerungsmechanismen nicht nur auf technische und biologische, sondern auch auf soziale und bürokratische Systeme anzuwenden.38 Andere Theoretiker setzten sich ebenfalls mit den kybernetischen Utopien auseinander, etwa Herbert Marcuse, bei dem sich ähnliche Gedankengänge und Diagnosen finden.39 Doch während Marcuse eine andere Einstellung zur Natur und damit eine grundlegende Neukalibrierung von Wissenschaft und Technik forderte und so zum Vordenker der Achtundsechziger wurde, sah Schelsky in der von ihm beschriebenen Entwicklung eine unausweichliche Teleologie am Werk, und dafür handelte er sich heftige Kritik ein.

Die Aussicht auf einen technokratischen Staat wirkte nicht zuletzt deswegen so verunsichernd, weil sie die emanzipatorischen Bemühungen der Nachkriegsdemokratie rückgängig zu machen drohte. Darauf wies Jürgen Habermas hin, als er der Technokratie vorwarf, eine neue Ideologie zu formen, die bestimmten Herrschaftsinteressen diene und »kommunikatives Handeln« stillstelle. Auch Habermas ging es um kybernetische Modelle der Gesellschaft »nach dem Muster selbstgeregelter Systeme zweckrationalen Handelns und adaptiven Verhaltens«, die darauf abzielen, die Gesellschaft »in derselben Weise unter Kontrolle [zu] bringen wie die Natur«.40 Diese Absicht führt in eine zivilisatorische Sackgasse, weil eine Stabilisierung nach dem Prinzip von Reiz, Reaktion und Rückkopplung höchstens dazu beiträgt, die Erhaltung von Macht und Wohlstand zu gewährleisten. Einer solchen »sanfte[n] Herrschaft von Technik und Wissenschaft als Ideologie« setzt Habermas »die lösende Kraft der Reflexion« entgegen, die »durch die Ausbreitung technisch verwertbaren Wissens« nicht ersetzt werden kann.41

Trotz seiner Zugehörigkeit zur Frankfurter Schule ist der Lösungsvorschlag, den Habermas anbietet, näher an den pragmatischen Überlegungen von Don Price als an Marcuses Utopien. Er glaubt ebensowenig wie Price, daß sich der Gegensatz zwischen Wissenschaft und Staat auflösen lasse. Dementsprechend schlägt er ein kritisches Wechselverhältnis zwischen technischem Können und lebensweltlichen Wertorientierungen vor, das nicht zuletzt der gegenseitigen Kontrolle dient: Weder ist der Technokrat souverän gegenüber den Politikern, noch können diese unbeeindruckt von wissenschaftlich-technischen Innovationen ihre Entscheidungen wie in einem Reservat fällen.42

Es kommt also alles auf eine Balance der verschiedenen Kräfte und Interessen in der Gesellschaft an. Wird dieses fragile, immer wieder neu zu kalibrierende Gleichgewicht aus Machbarkeit und Wünschbarkeit, Verwertung und Reflexion, Kontrolle und Kritik in die eine oder andere Richtung zum Kippen gebracht, so steht die freiheitliche Ordnung einer Gesellschaft auf dem Spiel. Das ist die Lehre, die sich aus der Technokratiedebatte ziehen läßt. Gewiß handelte es sich damals angesichts der eklatanten Diskrepanz zwischen den Ansprüchen aus dem Bereich der Kybernetik und den Möglichkeiten ihrer Realisierung um eine Debatte auf Vorrat. Erst in den letzten 20 Jahren haben computergestützte Steuerungsmechanismen das politische, soziale und ökonomische Leben in großem Umfang affiziert; und gewiß haben sich die politischen Problemstellungen und Einschätzungen erheblich verschoben. Vor allem in Deutschland wird die Demokratie gegenwärtig als wesentlich gefestigter angesehen als in den sechziger Jahren. Dennoch ist die Frage einer Schwächung der Demokratie durch die Wissenschaft längst nicht vom Tisch. Sowohl die Ausbalancierung und gegenseitige Kontrolle von Interessengruppen und Sichtweisen als auch die Delegierung demokratischer Prozesse an Experten(systeme) verbindet unsere Gegenwart mit den Themen der Technokratiedebatte. An diesem Punkt kommen die Geisteswissenschaften wieder ins Spiel.

Don Price hatte argumentiert, daß der Staat die Demokratie preisgibt, wenn er sich wissenschaftlichen Normen, Praktiken und Verhaltensregeln unterwirft.
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